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Covid-19-Pandemie und Bundeshilfen – 
Verwendungsbeschränkungen beachten

Zu Beginn der Covid-19-Pandemie stellten staatlich garan-
tierte Kredite eine erste wichtige Säule der wirtschaftlichen  
Covid-Unterstützung dar. Die Liquiditätshilfe für KMU wurde 
am 20. März 2020 angekündigt und konnte im Anschluss bei 
der jeweiligen Hausbank beantragt werden. Bis zum 29. April 
2020 hatten Banken mehr als 117'000 Kreditverträge mit einem 
Gesamtvolumen von rund CHF 16.1 Milliarden unterzeichnet. 
Die durchschnittliche Bürgschaftssumme betrug CHF 131'000. 
Bis zum November 2022 wurden 32'860 Kredite mit einem Vo-
lumen von CHF 6.5 Milliarden zurückbezahlt.

Unternehmen, die aufgrund von behördlich angeordneten 
Massnahmen einen erheblichen Umsatzrückgang und entspre-
chend ungedeckte Kosten erlitten hatten, konnten im Jahr 2021 
unter dem Covid-Härtefallprogramm je nach Sitzkanton Darle-
hen, Bürgschaften, Garantien oder einen nicht rückzahlbaren 
Beitrag in der Höhe von höchstens 25% ihres bisherigen Jah-
resumsatzes (unabhängig von der Unternehmensgrösse) be-
antragen.

In der Bundesratssitzung vom 2. Februar 2022 wurde die Härte-
fallverordnung für das Jahr 2022 verabschiedet. Die Unterstüt-
zungsbeiträge wurden in Not geratenen Unternehmen für einen 
Zeitraum bis und mit erstes Halbjahr 2022 ausgerichtet und be-
rechneten sich auf Basis der ungedeckten Kosten.

Härtefallverordnung – À-fonds-perdu-Zahlungen
Im Rahmen des Härtefallprogramms nach dem Co-
vid-19-Gesetz und der Covid-19-Härtefallverordnung 2020  
(HFMV 20) gewährten der Bund und die Kantone den Unter-
nehmen grösstenteils nicht rückzahlbare, einmalige Beiträge 
(À-fonds-perdu-Beiträge). Diese waren auf maximal 20% des 

durchschnittlichen Jahresumsatzes 2018/2019 beschränkt. Für 
Firmen mit einem Jahresumsatz von bis CHF 5 Mio. gilt dabei 
ein Höchstbetrag von CHF 1 Mio. pro Unternehmen. Bei Unter-
nehmen mit einem Jahresumsatz von über CHF 5 Mio. beläuft 
sich der nominelle Höchstbetrag auf CHF 5 Mio. 
Es gilt zu beachten, dass für Unternehmen mit einem Jahresum-
satz von mehr als CHF 5 Mio., denen ab dem 1. April 2021 ein 
À-fonds-perdu-Beitrag zugesagt wurde, die sogenannte be-
dingte Gewinnbeteiligung gilt. Das bedeutet, dass Unterneh-
men, sofern sie im Geschäftsjahr, in dem sie den À-fonds-per-
du-Beitrag erhalten, einen steuerbaren Jahresgewinn erzielen, 
den À-fonds-perdu-Beitrag bis zur Höhe des Jahresgewinns 
wieder zurückführen müssen. Vom steuerbaren Jahresgewinn 
abziehbar ist ausschliesslich ein im Geschäftsjahr 2020 entstan-
dener steuerlich massgeblicher Verlust (vgl. Art. 8e HFMV 20). 
Bei der Berechnung der Gewinnbeteiligung können sich Ab-
grenzungsfragen bei einem vom Kalenderjahr abweichenden 
Geschäftsjahr ergeben.

Härtefallverordnung – Kredite
Die im Rahmen der Härtefallverordnung vom Kanton gespro-
chenen Darlehen bzw. von ihm besicherte Kredite haben eine 
Laufzeit von zehn Jahren und sind (im Gesamtbetrag) für die 
Berechnung von Kapitalverlust und Überschuldung nicht als 
Fremdkapital zu berücksichtigen.

Verfügungsbeschränkungen bei Covid-19-Krediten und 
Härtefallhilfen
Das Covid-19-Solidarbürgschaftsgesetz sowie die Härtefallver-
ordnung 2022 sehen folgende Verwendungsbeschränkungen 
für die erhaltenen Mittel vor: 
	� Besteht ein Covid-19-Überbrückungsdarlehen oder beste-

Die Covid-19-Pandemie und die damit verbundenen Einschränkungen stellten für die betroffenen Un-
ternehmen einen starken Einschnitt dar. Die öffentliche Hand bot ihnen mit liquiditätssichernden  
Covid-Krediten und Härtefallentschädigungen Unterstützung. Der Artikel zeigt, welche Punkte bei Er-
halt eines Kredits oder einer À-fonds-perdu-Härtefallentschädigung aber zu beachten sind.
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hen Darlehen, Bürgschaften oder Garantien im Rahmen 
der Covid-19-Härtefallverordnung, dürfen keine Dividenden 
oder Tantiemen beschlossen oder ausgezahlt und keine 
Kapitaleinlagen zurückgeführt werden, bis diese Unterstüt-
zung vollständig zurückerstattet ist.

	� Bei nicht rückzahlbaren Beiträgen sieht die Härtefallver-
ordnung eine Sperrfrist von drei Jahren vor, bevor wieder 
Ausschüttungen an die Eigentümer möglich sind. Darüber 
hinaus werden Covid-19-Kleinkredite bis CHF 500'000 und 
Härtefalldarlehen gemäss Covid-19-Härtefallverordnung 
oder garantierte bzw. verbürgte Darlehen (unbefristet) für 
die Berechnung des hälftigen Kapitalverlustes sowie für 
die Berechnung einer allfälligen Überschuldung nicht als 
Fremdkapital betrachtet.

Einen Unterschied in Bezug auf die Darlehen gibt es beim Per-
sonenkreis. Das Covid-19-Solidarbürgschaftsgesetz führt unter 
Art. 2 Abs. 2 Ziff. b aus, dass die Gewährung oder die Rückzah-
lung von Darlehen von Gesellschafterinnen und Gesellschaf-
tern oder von nahestehenden Personen ausgeschlossen ist.

Demgegenüber sieht die Covid-19-Härtefallverordnung 2022 
(HFMV 22) in Art. 3 vor, dass das Unternehmen dem Kanton 
zu bestätigen hat, dass im Geschäftsjahr, in dem die Härtefall-
massnahme nach dieser Verordnung ausgerichtet wird, sowie 
für die drei darauffolgenden Jahre oder bis zur Rückzahlung der 
erhaltenen Hilfen (...) keine Darlehen an seine Eigentümer ver-
geben und keine Darlehen von seinen Eigentümern zurückbe-
zahlt werden. Wichtiger Hinweis: Die Härtefallverordnung 2020 
(HFMV 2020) kennt im Hinblick auf die Gesellschafter lediglich 
das Verbot der Gewährung von Aktivdarlehen, hingegen kein 
explizites Verbot der Rückführung von Passivdarlehen.
Unter dem Covid-19-Solidarbürgschaftsgesetz sowie den Här-
tefallverordnungen ist es zulässig, insbesondere vorbestehen-
de ordentliche Zins- und Amortisationszahlungspflichten zu er-
füllen.

In der HFMV 20 und der HFMV 22 sind die nahestehenden Per-
sonen nicht erfasst. Demgegenüber ist in den Verordnungser-
läuterungen zur HFMV 22 aufgeführt: «Ebensowenig dürfen die 
Mittel an ausländische Gruppengesellschaften fliessen. Jede 
Übertragung der Mittel an eine mit dem Unternehmen irgend-
wie verbundene Person oder ein irgendwie verbundenes Un-
ternehmen im Ausland – z.B. im Rahmen eines Cash-Poolings – 
ist daher unzulässig.» Der Hinweis auf die «irgendwie verbun-
denen Person» lässt auf nahestehende Personen schliessen. 
In der Verordnung selbst wird dies jedoch nicht in diesem Sin-
ne reguliert, wohingegen im Solidarbürgschaftsgesetz explizit 
auch die nahestehenden Personen aufgeführt sind. Somit liegt 
in dieser Thematik eine gewisse Rechtsunsicherheit vor, da die 
Verordnungserläuterungen etwas diskutieren, das in der Ver-
ordnung selbst so nicht angesprochen wird.

Bedeutung für die Revisionsstelle
Im Rahmen von Covid-19-Krediten sind die Revisionsstellen im 
Falle von Verstössen dazu verpflichtet, nach einer Meldekaska-
de gemäss Art. 23 Abs. 1 SBüG vorzugehen:

	� Nimmt eine Gesellschaft, die einen durch die gesamt-
schuldnerische Bürgschaft gesicherten Covid-19-Kredit 
in ihrer Bilanz ausweist, eine Ausschüttung oder eine 
sonstige Kapitalrückzahlung vor, hat die Revisionsstelle 
dem obersten Leitungsorgan eine angemessene Frist zur 
Wiederherstellung des ordnungsgemässen Zustandes zu 
setzen.

	� Erfolgt die Wiederherstellung nicht innerhalb der gesetzten 
Frist, hat die Revisionsstelle die Generalversammlung zu in-
formieren. Sofern der Verwaltungsrat den ordnungsgemäs-
sen Zustand nicht unmittelbar wieder herstellt, informiert 
die Revisionsstelle die zuständige Bürgschaftsorganisation. 

Im Rahmen von Härtefallgeldern besteht keine vergleichbare 
(aktive) Meldepflicht. Allerdings kann die Revisionsstelle, wie 
auch der Treuhänder, dort eine (passive) Auskunftspflicht nach 
Art. 12a Abs. 2 lit. b Covid-19-Gesetz haben. Dadurch sind sie 
verpflichtet, den zuständigen kantonalen Stellen auf Anfrage 
die Personendaten und Informationen zur Verfügung zu stel-
len. Diese Informationen werden für die Verwaltung, Überwa-
chung und Abwicklung der Finanzhilfen benötigt sowie dazu, 
Missbräuche zu verhindern, zu bekämpfen und zu verfolgen.

David Brunner 
Dipl. Wirtschaftsprüfer
Mitglied des Kaders
Zürich
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Covid-19-Kredite HFE: 
À-fonds-perdu-Beiträge

HFE: 
Darlehen

Zweck Überbrückungsfinanzierungen zwecks 
Sicherstellung Liquidität im ersten 
Lockdown (1. Corona-Welle)

Kompensation des Ertragsausfalls aufgrund Umsatzrückgangs/behördlicher 
Schliessung (2. Corona-Welle)

Verzinsung Covid-19-Kredite bis CHF 500'000: bis 
31. März 2022 zinsfrei; Covid-19-Kredi-
te Plus: Zinssatz 0,5%.

Die Zinsen werden jährlich an die 
künftige Marktentwicklung angepasst.

n/a Festlegung in der Kompetenz der 
Kantone

Rückzahlungsmodalitäten Innerhalb von 8 Jahren vollständig 
zu amortisieren

Nicht rückzahlbar Laufzeit: höchstens 10 Jahre

Verwendungsbeschränkungen Verbot: Dividenden und Rückerstat-
tung von Kapitaleinlagen, Darle-
hensgewährung an Gesellschafter, 
Rückführung Aktionärsdarlehen, Zu-
rückführen von Gruppendarlehen, 
Übertragung an Gruppengesellschaf-
ten im Ausland

Ähnlich (nicht gleich) wie bei den  
Covid-19-Krediten

Im Geschäftsjahr, in dem der Einmal-
betrag ausgerichtet wird sowie für die 
3 darauffolgenden Jahre

Für Unternehmen mit einem  
Jahresumsatz von über CHF 5 Mio. 
ist zudem die bedingte Gewinnbeteili-
gung zu beachten.

Ähnlich (nicht gleich) wie bei den  
Covid-19-Krediten. Bis zur Rückzah-
lung.

Kapitalverlust und Überschuldung Für Zwecke des OR 725 werden die 
«Kleinkredite» (≤ CHF 500'000) nicht 
als Fremdkapital berücksichtigt  
(Art. 24 SBüG).

n/a Sämtliche Kredite nach Härtefallver-
ordnung (max. CHF 10 Mio.) werden 
bzgl. OR 725 nicht als Fremdkapital 
betrachtet (Art. 21 HFV).

Folge bei Verstoss Fälligkeit des Covid-19-Kredits
Busse bis zu CHF 100'000
Vorbehalten bleibt das Vorliegen einer 
schweren strafbaren Handlung nach 
dem Strafgesetzbuch.

Rückzahlungsverpflichtung der erhal-
tenen À-fonds-perdu-Zahlungen

Busse bis zu CHF 50'000

Vorbehalten bleibt das Vorliegen einer 
schweren strafbaren Handlung nach 
dem Strafgesetzbuch.

(Kt. ZH, Staatsbeitragsgesetz)

Fälligkeit des HFE-Darlehens

Busse bis zu CHF 50'000

Vorbehalten bleibt das Vorliegen einer 
schweren strafbaren Handlung nach 
dem Strafgesetzbuch.

(Kt. ZH, Staatsbeitragsgesetz)

Pflichten der Revisionsstelle

Prüfung Art. 23 Covid-19-SBüG ändert den 
gesetzlichen Prüfungsauftrag der or-
dentlichen und eingeschränkten Revi-
sion nicht.

Prüfung der bilanziellen Darstellung 
der Covid-19-Kredite und diesbezügli-
che Offenlegungen

Auch hier keine zusätzlichen gesetzli-
chen Prüfungspflichten

Prüfung der Darstellung der afp-Beiträ-
ge in der Erfolgsrechnung und diesbe-
zügliche Offenlegungen im Anhang

Auch hier keine zusätzlichen gesetzli-
chen Prüfungspflichten

Prüfung der bilanziellen Darstellung 
der Darlehen und diesbezügliche Of-
fenlegungen

Berichterstattung/Meldepflichten Meldekaskade bei Verstössen gegen 
die Verwendungsbeschränkungen 
(VR, GV, zuletzt Bürgschaftsorgani-
sation)

Berichterstattung gegenüber VR und ggf. GV
Informationspflicht gegenüber kantonalen Stellen auf Anforderung

Fazit
Die Covid-19- bzw. Härtefalldarlehen und À-fonds-perdu-Beiträge haben dazu beigetragen, dass von der Pandemie in be-
sonderem Ausmass betroffene Gesellschaften ihre Geschäftstätigkeit weiterführen können bzw. konnten. Wichtig ist, dass 
die einschneidenden Verwendungsbeschränkungen zu jedem Zeitpunkt eingehalten sind. Eine nachträgliche Heilung ist nicht 
in jedem Fall möglich. Wir empfehlen KMU – ausgehend von ihrer Liquiditätsplanung – zu prüfen, ob insbesondere eine vor-
zeitige Rückzahlung des Covid-19-Kredits möglich ist. Bei Unsicherheiten bezüglich der Verwendungsbeschränkungen oder 
der Darstellung der Sachverhalte in der Jahresrechnung ist es ratsam, frühzeitig Rücksprache mit dem Treuhänder oder dem 
Revisor zu nehmen.

Zusammenfassung der Instrumente inkl. Verwendungsbeschränkungen


